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In Sachen
Zugestellt an
Retisionsklägerin

. „ „ . ‚ . .
am 24.Juli 1958, 4 ‚_
Revisionsbeklagten „ ' ; ' Klägerin und Revisionsklägerin,

am 26.Juli 1958.

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 9„ Senat des Bundeseozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am lo„ Juni 1958

für Recht erkannt:

l„ Das Urteil des Landeesozialgeriehte Berlin vom.„ „

3l„ August 1954 wird wie folgt geändert:

«. Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des

Versorgungsgerichts Berlin vom 2„ November 1953

wird insoweit, als es über den Hinterbliebenen—

ansprueh der Klägerin entschieden hat, zurück—

gewiesen° Im übrigen wird die Berufung der

Klägerin verworfen°

2° Die Beteiligten haben einander außergerie■tliehe

Kosten nicht zu erstatten°

Von Rechts wegen„
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Der am 5„ März 1951 verstorbene Ehemann der Klägerin beantragte

am 7„ September 1959 Beschädigtenrente wegen Knochenmarksent—

‚ zündung 313 Folge eines Hufschlags, den er 1916 als Soldat im
dFelde erlitten habe. Nach dem Tod ihres Ehemannes hat die Klä—

gerin den Antrag auf Beschädigtenrente weiterverfolgt und am

13„ Mai 1951 Witwenrente beantragt„ Eine Versorgungsrechtliche

Entscheidung nach den bis 1945 gültig gewesenen Versorgungsge-

setzen über die Gesundheitsstörungen des Verstorbenen aus dem

ersten Weltkrieg wurde nicht festgestellt„ Mit Bescheid vom

28„ August l951 hat das Versorgungsamt (VersorgA.) Beschädigten—

und Hinterbliebenenversorgung unter Bezug auf 5 37 Abs„ 5 des

Berliner Gesetzes über die Versorgung von Kriegs— und Militär—

dienstbeschädigten sowie ihren Hinterbliebenen vom 24„ Juli 1950

(VOBIO S„.318) — KVG — und 5 62 Abs° 4, 9 58 Abs° 2 des Bundes—

versorgungsgesetzes (BVG) abgelehnt, da die Gesundheitsstörung

nicht bereits nach bisherigen versorgungsreehtlicheh Vorschriften

als Schädigungsfolge anerkannt war°
V

Das Landesversorgungsamt (LVersorgA‚) hat den Bescheid des

VersorgA° bestätigtq '

Die von der Klägerin beim Versorguhgsgericht (VersorgGo) Berlin

erhobene Klage auf Gewährung von Besehädigtenw und Hinterblie—

benenrente wurde mit Urteil
vom 2„ November 1953 abgewiesen°

In der Begründung ist ausgeführt, daß Versorgung nach 5 57 Abs° 5

KVG und 5 57 Abs, 2 BVG nicht mehr geltend gemacht werden könne,

da der Anspruch auf eine Schädigung gestützt vorde, die während

einer vor dem l° September 1959 beendeten Dienstleistung eingcw

treten sei‚und es sich auch nicht um eine Gesundheitsstörung

handle, die auf einen vor Inkrafttreten des KVG bzw° BVG ge—
stellten Antrag als Schädigungsfolge anerkannt worden sei„ Die

von der Klägerin beim Oberver30rgungsgerieht (0VersorgG°) Berlin

’ eingelegte Berufung wurde nach Übergang der Sache auf des Landes—

sozialgericht (LSG‚) Berlin mit Urteil vom 31° August l954 als
unzulässig verworfen° Revision ist zugelassen„ 4
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Das LSG° hat ausgeführt, die nach @@41, 45 KVG zulässig

gewesene Berufung sei gemäß @ 213 Abs„ 6, @ 148 Nr„ 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) unzulässig geworden° Die Rechte—

mittelbelehrung im Urteil des VersorgG° könne nicht als Zulas—

sung nach @ 150 Nr. 1 SGG angesehen werden°

Gegen das Urteil des LSG. hat die Klägerin durch einen beim

Bundéssozialgericht (BSG.) zugelassenen Prozeßbevollmächtigten

mit Schriftsatz vom 16. Oktober 1954, eingegangen am 180 Oktober

1954, Revision eingelegt° Die Revisionsschrift enthält keinen

Antrag" Die Revisionsanträge sind mit in der Revisionsbegründung

vom 13° Dezember 1954, eingegangen am 15° Dezember 1954, ge—

stellt worden° Gleichzeitig hat die Klägerin beantragt, ihr

gegen die Versäumung der Revisionsfrist Wiedereinsetzung in

den vorigen Stand zu gewähren„

Die Revision rügt, das LSG„ habe sachlich entscheiden müssen‚

da die nach früheren Recht zulässige Berufung auch nach dem SGG

zulässig geblieben sei° Für die Zulässigkeit sei das im Zeit—

punkt der Einlogung des Rechtsmittels geltende Recht entscheidendo

Der Beklagte hat beantragt,

die Revision zurückzuweisen°

Der Senat konnte ohne mündliche Verhandlung entscheiden, da

beide Beteiligten zugestimmt haben, @ 124 Abs° 2 SGG„

Die Revision ist i0rm— und fristgerecht eingelegt und begründet

worden° Sie konnte innerhalb eines Jahres seit Zustellung des

angefochtenen Urteils eingelegt werden (€ 66 Abs° 2 SGG), da die
Rechtsmittelbelehrung im Urteil des LSG„ unrichtig erteilt ist„
Sie weist nicht auf den in @ 164 Abso 2 Satz 2 SGG vorgeschrie—

benen notwendigen Inhalt der Revisionsbegründung hin (Urteil des

erkennenden Senats v° 15„11„1957 in BSG„ 6 3° 105)° Der erst in‘
der Revisionsbegründung enthaltene bestimmte Antrag (@ 164 Abs° 2

{Satz 1 BSG) ist somit rechtzeitig gestellt„ Einer Wiederein—

setzung in den vorigen Stand bedurfte es nicht„

Die Revision ist infolge Zulassung statthaft (@ 162 Abso 1

Nr„ 1 SGG)° Sie ist nur zum Teil begründet° '
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Das BSG° hat bereits entschieden, daß die am 10 Januar 1954 beim

0VersorgG° Berlin anhängigen Berufungen auf das LSG° Berlin als

Berufungen übergegangen sind, und daß sich die Zulässigkeit

dieser Berufungen nach den @@143 bis 150 SGG richtet (BSG„ 1

S, 78, 2 S0 129)° Eine nach altem Recht zulässig beim 0VersorgG°

Berlin eingelegte Berufung gegen das Urteil eines VersorgG°

bleibt bei Vorliegen eines der Berufungsausschließungsgründe der

55 144 bis 149 SGG nach Übergang auf das LSG. Berlin nur dann

zulässig, Wenn ein Sozialgericht (SG,) in diesem Falle die Beru—
fung nach @ 150 Nr. 1 SGG hätte zulassen müssen oder eine der

weiteren Ausnahmen des 5 150 SGG vorliegt. Dabei ist in der

Rechtsmittelbelehrung nach altem Recht keine Zulassung im Sinn

des 5 150 Nr. 1 see zu sehen (BSG, 1 s„ 78 1537)„
.

Zunächst war zu prüfen, ob die Berufung nach @@144, 148 SGG

ausgeschlossen war° ' '

Gegenstand des Verfahrens sind zwei verschiedene Ansprüche: der

Anspruch des verstorbenen Ehemannes auf Beschädigtenvcrsorgung,

den die Klägerin als Rechtsnachfolgerin weitervcrfolgt, er ist

nach dem Berliner KVG und dem BVG zu beurteilen; weiter der An—

spruch der Klägerin auf Witwenversorgung, der nur nach dem BVG

zu beurteilen ist°

Die Zulässigkeit der Berufung nach 5% 144, 148, 150 SGG war für

beide Ansprüche gesondert zu prüfen (so Urteil des erkennenden

Senatsv„'15,3„l957 in BSG,5 3° 34 und BSG,3 5° 13511357)„
Da die Zulassung eines Rechtsmittels auf bestimmte Ansprüche
beschränkt werden kann, ist es auch erforderlich, für jeden An—

spruch die Zulässigkeit der Berufung nachzuprüfen°

Nach @ 148 Abs. 1 SGG können Urteile nicht mit der Berufung ange—
fochten werden, wenn sie Anträge, die wegen Fristvcrsäumnis abge—

4 lehnt worden sind, betreffen, es Sei denn, daß die Ausnehmefälle

des @ 57 BVG geltend gemacht werden. Den Vorschriften des BVG
' über Fristversäumnis stehen die entsprechenden Vorschriften des

bisherigen Versorgungsrzchts gleich (vgl, BSG. 1 S, 41 1427 und
BSG. v, 12‚l2„1957 in SozR° SGG @148 Da 6 Nr, 16)° Die Versor—
gungsbehörde hatte den Antrag des verstorbenen Ehemannes vom
September 1950 zunächst nach dem zu diesem Zeitpunkt gültig

..5__

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


...‘Ä...
—.x

gewesenen Berliner KVG zu beurteilen° Die Vorschriften des KVG

sind zwar nicht revisibles Recht im Sinn des @ 162 Abs° 2 SGG
(BSG. 2 S. 106 u° BSG° v. 4„3„1958 in SozR° SGG @ 162 Da 23

Nr. 90), d.h. der Senat kann nicht_nachprüfen, ob die Vorin—

stanzen sie auf den Sachverhalt richtig angewandt haben (vgl„

BSG. 3 S“ 77; Baumbach‚ ZPO, 25. Auflo‚ Anm° 1 zu @ 562)„ Das
Revisionsgericht kann aber nachprüfen, ob die Entscheidung des

VersorgG„ eine Ablehnung wegen Fristversäumnis im Sinn des @ 148

Nr„ 1 SGG darstellt; denn hierbei handelt es sich um die Anwendung

des revisiblen Rechts des SGG„ Die Versorgungsbehörde hat den

Antrag auf Beschädigtenversorgung nach @ 57 Abs„ 5 KVG abgelehnt,

da der geltend gemachte Anspruch sich auf ein schädigendes Er—

eignis stützt, das während einer vor dem lg September 1939 lie—

genden Dienstleistung eingetreten ist, und die behaupteten Ge—

sundheitsschäden nicht als Leistungsgrund im Sinn bisheriger

versorgungsrechtlicher Vorschriften anerkannt waren oder mit

einem anerkannten Gesundheitsschaden in ursächlichem Zusammenhang

stehen„ Das ist keine Ablehnung wegen Fristversäumniao Die Frist

zur Anmeldung von Ansprüchen nach dem KVG ist in € 37 Abs„ 1 KVG
vorgeschrieben° Danach war der Anspruch zur Vermeidung des Aus—

schlusses innerhalb von zwei Jahren nach Inkrafttreten des KVG

anzumelden° Das KVG hat damit den Beginn der Anmeldefrist zum

Teil anders als das BVG in @ 56 Abs„ 2 geregelt° € 37 Abs„ 5 K1G‚
mit dem die Versorgungsbehörde und das VersorgG„ die Ablehnung

begründet haben, schafft neben der Zweijahresfrist ein weiteres

materiell—rechtliches Erfordernis für die Anmeldung, wenn sich

der Anspruch auf schädigende Ereignisse vor dem 1° September 1939

stützt, nämlich die Anerkennung als Leistungsgrund nach bisherigem

Versorgungsrecht oder das Vorliegen des ursächlichen Zusammenhangs

mit anerkannten Gesundheitsschäden° Weder die Ver301gungsbehörde

noch das VersorgG. hat festgestellt, daß der Ehemann die Anmelde—

frist von zwei Jahren nach 5 37 Abs„ 1 KVG nicht eingehalten habe,

sondern beide haben den Antrag wegen Behlens der genannten wei»

teren Voraussetzung des @37 Abs° 5 KVG abgelehnt°

Abgesehen davon liegt einer der in 9 148 Nr„ 1 SGG genannten Aus—

nahmefälle vor. Denn @ 57 BVG entspricht hinsichtlich der Schädi—

gungen aus der Zeit vor dem 19 September 1939 5 37 Abs° 5 Buchst° a
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Blu, KVG, Die Klägerin hat diese Ausnahme insofern geltend ge—
_macht, als sie vor dem VersorgG. behauptet hat, daß bereits 1943

ein Rentehvérfahren
vor dem VersorgA„ anhängig gewesen sei, Die

durch Kriegsverhältnisse bedingte Nichterledigung könne nicht zu

ihren Lasten gehen, sie müsse so behandelt werden, als sei ein
Anerkenntnis erfolgt° " '

Die Berufung gegen das Urteil des VersorgG„, soweit dieses den

Versorgungsanspruch des Ehemannes betraf, war daher = entgegen

der Auffassung des LSG. — nicht nach 5 148 Nr° 1 SGG ausveechlos—

sen (vgl° auch BSG. v° l2„12.1957 in Soz■° SGG @ 148 Da 6 Nr 16)

Der Ausschluß der Berufung ergibt sich aber aus einer anderen

Vorschrift, nämlich aus @ 148 Nr, 2 SGG: das Urteil des VersorgG°

.betraf insoweit nur Versorgung für bereits abgelaufene Zeit—

räume (BSG. 4 SO 215; Mellwitz SGGAnm° C zu @ l48)° Damit war
die Berufung ausgeschlossen° ' ’

Auch keine der Ausnahmen des 5 150 SGG, die die Berufung trotzdem

zulässig machen würden, liegt vor: 5 150 Nr° 1 SGG ist zwar

— wiederum im Gegensatz zur Auffassung des LSG, — aucl.in Über—

gangsfällen sinngemäß anwendbar. Die vom Vorderrichter unterlasse—

ne Überprüfung im Sinne des % 150 Nr° 1 SGG ist aber im vorlie—

genden Fall unschädlich, weil es sich um keine Rechtssache von

grundsätzlicher Bedeutung handelt, deren Entscheidung sich auf

eine Vielzahl ähnlicher Fälle erstreckt oder über diesen Rechts—

streit hinaus von weittragender Bedeutung für die Einheit und

Entwicklung des Rechts wäre (BSG° 1 Sa 62 1337 und 2 S, 129
[l'3_27)°

Auchein Ausnahmefalldes @150 Nr° } see ist nicht gegeben:Der
ursächliche Zusammenhang einer Gesundheitsstörung mit einer Schä—

digung im Sinn des BVG ist eine der materiell—rechtlichen Vorause

setzungen der Beschädigtenrente nach 5 1 BVG„ Zu einem Streit

hierüber vor dem Ver30rgG„ kann es nur kommen, wenn die Voraus—

setzung des Rentenanspruches aus einer vor dem 1„ September 1939

' entstandenen Schädigung, nämlich die Anerkennung von Gesundheits—

schäden als Leistungsgrund im Sinn bisheriger versorgungsrecht—

licher Vorschriften (5 37 Abs. 5 KVG), feststeht° Da das Ver—
sorgG„ das Vorliegen dieser Voraussetzung verneint hat, war für
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einen Streit über den ursächlichen Zusammenhang der geltend

gemachten Gesundheitsstörung mit einer Schädigung im Sinn

des BVG kein Raum mehr° '

Das LSG° hat somit die Berufung gegen das Urteil des VersorgG„,

soweit dieses über Versorgungsensprüche des verstorbenen Ehe—

mannes der Klägerin entschied, zu Recht als unzulässig verworfen„

Der Anspruch der Klägerin auf Hinterbliebenenversorgung ist nur

nach dem BVG zu beurteilen, Die Versorgungsbehörde hat den An—

spruch nach @ 58 Abs° 2 BVG abgelehnt, weil die Klägerin die Ge—

sundheitsstörung, die den Tod des Ehemannes herbeigeführt haben

soll, auf eine Schädigung stützt, die während einer vor dem

10 September 1939 beendeten Dienstleistung eingetreten ist und

nicht als Schädigungsfolge anerkannt war, Auch hierin kann '

keine Ablehnung wegen Fristversüumnis gesehen werden; denn die

Klägerin hat die Frist des 5 58 Abs„ 1 BVG eingehalten, Zur

wirksamen Anmeldung fehlte jedoch die Anerkennung der Gesund—

heitsstörung des Ehemannes als Schädigungsfolgc° Dies stellt

eine besondere weitere Voraussetzung der 1ür Ansprüche, die auf

Schädigungen während einer vor dem l° September 1939 beendeten

Dienstleistung zurückgeführt werden° Sie tritt neben die Frist“

vorschrift des @ 58 Abs° 1 BVG“ Die Berufung war somit hinsicht—

lich des Anspruchs der Klägerin auf Hinterbliebenenversorgung

nicht nach @ 148 Nr„ 1 SGG ausgeschlossen (vgl° LSG, Baden—Württ„

in "Die KGV” (Mü„) 1957, "Rechtsprechung" Nr„ 581)° Das LSG„ hätte
über diesen Anspruch sachlich entscheiden müssen° Insoweit un-
terliegt das Urteil der Aufhebung,

Der Senat konnte in diesem Umfang selbst über die Berufung gegen
das Urteil des VersorgG° entscheiden, (& Ermittlungen tatsäch—

licher Art nicht mehr erforderlich sind (@ 170 Abs" 2 Satz 1
SGG)° Die Klägerin stützt die Gesundheitsstörungen ihres Ehe—

mannes, die seinen Tod herbeigeführt haben, auf Schädigungen,

die er 1916 im Militärdienst erlitten haben soll° Bei dem Ehe—<

mann waren Schädigungsfolgen unbestrittenermeßen nicht anerkannt„

Die Anmeldung eines Anspruchs auf Witwenrente ist somit nach
@ 58 Abs° 2 BVG nicht zulässig° Die Berufung der Klägerin gegen
das Urteil des VersorgG„ vom 2, November 1953, mit dem ihre Klage

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


\- 8 „

gegen den ablennenden Bescheid des VersorgA„ abgewiesen wurde,

war deshalb nicht begründet und unter entsprechender Abänderung

des Urteils des LSG‚ zurückzuweiseno In dieser Entscheidung liegt

keine unzulässige Schlechterstellung der Klägerin gegenüber dem

Urteil des LSG„ Der Von der Klägerin geltend gemachte Witwen—

rentenanspruch war wegen Fehlens einer Voraussetzung (Nichtan—

erkennung von Schädigungsfolgen bei dem Ehemann) abgelehnt worden,

von der endgültig feststeht, daß sie nicht erfüllt werden kann°

Auch eine Zurückverweisung des Rechtsstreits an das LSG“ könnte

zu keiner anderen Entscheidung als zur Zurückweisung der Berufung

statt Verwerfung wegen Unzulässigkeit führen, ohne daß hierbei

das Verbot der Schlechterstellung in Betracht zu ziehen wäre

(vgl., BGH. 23 s„ 36 129 f_.‚_7,BGH„ in N w„ 54 SO 150 Nr., 8; lSG„ 2
s., 225 5257)„

_Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGGQ
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